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Stadt Detmold 
 
566 2. Änderungssatzung zur „Satzung über die 

Unterhaltung von Übergangswohnheimen für 
die Unterbringung von Aussiedlern und Zu-
wanderern in Detmold vom 24. November 
1997“ in der Fassung der Satzung vom  
25.06.1998 vom 29.11.2013 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe f) der Ge-
meindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 09.04.2013 (GV NRW S. 194) so-
wie §§ 11 und 12 des Gesetzes zur Förderung der gesell-
schaftlichen Teilhabe und Integration in Nordrhein-
Westfalen (Teilhabe- und Integrationsgesetz) vom 
14.02.2012 (GV. NRW. S. 97), beschließt der Rat der Stadt 
Detmold in seiner Sitzung am 21.11.2013 folgende Sat-
zung: 
 

§ 1 
 
§ 1 wird wie folgt neu gefasst: 
Die Stadt Detmold unterhält zur vorübergehenden Unter-
bringung der nach § 11  Teilhabe- und Integrationsgesetz 
aufzunehmenden Aussiedler und Zuwanderer, die nicht 
ausreichend mit Wohnraum versorgt werden können, fol-
gende Übergangswohnheime:  
Heldmanstr. 2, Poggenpohl 24 
 

§ 2 
 
§ 3 wird wie folgt neu gefasst: 
Das Weisungsrecht wird vom Fachbereich 2 – Jugend, 
Schule, Soziales und Sport- der Stadt Detmold wahrge-
nommen. 
 

§ 3 
 
§ 4 wird wie folgt neu gefasst 
Mit der Aushändigung der Einweisungsverfügung erwirbt 
der eingewiesene Aussiedler/Zuwanderer - im folgenden 
"Benutzer" genannt - das Recht, den ihm zugewiesenen 
Raum und die gemeinschaftlichen Einrichtungen des jewei-
ligen Heimes im Rahmen der Hausordnung zu benutzen 
oder mitzubenutzen.  
Der Benutzer übernimmt damit zugleich alle Rechte und 
Pflichten, die sich aus der Hausordnung ergeben.  
Der Benutzer hat die Anordnungen der vom Fachbereich 2 
- Jugend, Schule,       Soziales und Sport - mit der Aufsicht 
beauftragten Person zu befolgen. 
 

§ 4 
 
§ 5 wird wie folgt neu gefasst: 
Die Einweisung kann jederzeit mit sofortiger Wirkung wi-
derrufen werden, wenn 
a) der Grund der Einweisung entfällt, 
b) der Benutzer durch sein Verhalten, insbesondere durch 

Verstöße gegen die Hausordnung, Anlass dazu gibt, 
c) eine anderweitige Unterbringung aus wichtigen Gründen, 

die im einzelnen bezeichnet werden müssen, geboten 
ist, 

d) die Unterbringung den Zeitraum von einem Jahr über-
schritten hat. 

 

 
Der Fachbereich 2 - Jugend, Schule, Soziales und Sport - 
ist nicht verpflichtet, besonderen Wünschen der Benutzer 
hinsichtlich der Unterbringung nachzukommen. 
 

§ 5 
 
§ 8 wird wie folgt neu gefasst: 
Die zwangsweise Durchsetzung der Bestimmungen dieser 
Satzung sowie der Hausordnung richtet sich nach dem 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (VwVG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19.02.2003 (GV. NRW. 2003 S.24). 
 

§ 6 
 
Diese 2. Änderungssatzung tritt am Tage nach der öffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung vom 29.11.2013 zur 
„Satzung über die Unterhaltung von Übergangswohnhei-
men für die Unterbringung von Aussiedlern und Zuwande-
rern in Detmold vom 24. November 1997“  wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- kann gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeord-
nung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 29.11.2013 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

KrBl. Lippe 19.12.2013 
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Stadt Lage 
 
567 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl der Vertretung der Stadt 
Lage 2014 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung -KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 967), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 27. Juni 2011 (GV. 
NRW.S.300, ber. S. 394), - SGV NRW 1112 - fordere ich 
hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl 
 
- in den Wahlbezirken und 
- aus den Reservelisten 
 
auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Stadt Lage, - Wahlamt, 
Lange Straße 72, Rathaus 1, (Zimmer 19 oder 29), 32791 
Lage, während der Dienststunden kostenlos abgegeben 
werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b 
und 46 d Abs. 1 bis 3 Kommunalwahlgesetzes - KWahlG - 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 
(GV.NRW. 454 Seite 509, berichtigt Seite 509 und 1999 
Seite 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2011 
(GV.NRW. Seite 238) - SGV.NRW 1112 - und der §§ 25 
und 26 sowie der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich hin. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die Funktionsbezeich-
nungen in weiblicher und männlicher Form geführt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1.  Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im 

Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), 
von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) 
und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewer-
bern/ Einzelbewerberinnen), von diesen allerdings 
keine Reserveliste, eingereicht werden. 

 
1.2  Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer 

Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur be-
nannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreter-
versammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden 
ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustan-
de, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre Be-
werber in einer Versammlung von Wahlberechtigten 
aufstellen lassen. 

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Unionsbür-
ger/Unionsbürgerinnen), die in Deutschland wohnen, 
sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deut-
sche wählbar. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertre-
ter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlungen 
sind in geheimer Wahl zu wählen. Entsprechendes 
gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewer-
ber/Bewerberinnen auf der Reserveliste und für die 
Bestimmung eines Bewerbers/einer Bewerberin als 
Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen anderen 
Bewerber/eine andere Bewerberin. Stimmberechtigt 
ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversamm-
lung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zu-
sammentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterin 
einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlbe-
rechtigt ist. 

 
Die Vertreter/Vertreterin für die Vertreterversammlung 
und die Bewerber/Bewerberinnen sind frühestens ab 
dem 42 Monat nach Beginn der laufenden Wahlperio-
de –also ab dem 21. März 2013-, die Bewer-
ber/Bewerberinnen für die Wahlbezirke frühestens 
nach der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des 
Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen. 

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hier-
für vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss ei-
ner Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch 
erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstim-
mung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

 
Das Nähere über die Wahl der Vertre-
ter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, über 
die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglie-
der- oder Vertreterversammlung sowie über das Ver-
fahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin 
regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre 
Satzungen. 

 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der 
Bewerber/Bewerberinnen mit Angaben über Ort und 
Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der 
erschienenen Mitglieder, Vertreter/Vertreterinnen oder 
Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist 
mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben 
der Leiter/die Leiterin der Versammlung und zwei von 
dieser/diesem bestimmten Teilneh-
mer/Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter an 
Eides Statt zu versichern, dass die Wahl der Bewer-
ber/Bewerberinnen für die Vertretung in geheimer Ab-
stimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat 
sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu 
erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der 
Bewerber und die Bestimmung der Ersatzbewerber in 
geheimer Abstimmung erfolgt sind. Die Beibringung 
einer Ausfertigung der Niederschrift und der Ver-
sicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen 
eines gültigen Wahlvorschlages. 
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1.3  Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in 
der Vertretung des Kreises Lippe, im Landtag oder 
auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem Land im 
Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvor-
schlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie 
einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm 
hat. Dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte 
Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Ta-
ge der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim 
Bundeswahlleiter eingereicht haben. 

 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert 
sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bun-
deswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und 
wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestä-
tigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Sat-
zung und Programm von Parteien und Wählergrup-
pen eingereicht werden können, hat das Ministerium 
für Inneres und Kommunales nach dem Zeitpunkt der 
Wahlausschreibung öffentlich bekannt gemacht. 

 
2.  Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 

Nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) KWahlG in Verbindung 
mit der Satzung über die Zahl der in den Rat der 
Stadt Lage zu wählenden Vertreterinnen und Vertre-
ter vom 24. April 2008 sind 
 
für die Stadt Lage 40 Vertreter, davon 20 in Wahlbe-
zirken zu wählen. 

 
Auf die Bekanntmachung der Stadt Lage vom 21. Juni 
2013 über die Einteilung des Wahlgebietes in Wahl-
bezirke für die Kommunalwahl 2014 wird hingewie-
sen. Sie kann jederzeit beim Wahlleiter der Stadt La-
ge, -Wahlamt, Lange Straße 72, Rathaus I, (Zimmer 
19 oder 29), 32791 Lage, während der Dienststunden 
eingesehen werden. 
 

2.1  Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 
dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 
werden. Er muss enthalten: 

 
-  den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen können durch ein 
Kennwort gekennzeichnet werden; 

 
-  Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, 

Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerbe-
rin; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 
Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr 
und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesell-
schaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäf-
tigt sind, anzugeben.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauenspersonen enthalten. 

 
 
 

 
2.2  Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei 
anderen Wahlvorschlägen muss mindestens ein Un-
terzeichner seine Unterschrift auf dem Wahlvorschlag 
selbst leisten. 

 
2.3  Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk der unter 1.3 

genannten Parteien und Wählergruppen müssen fer-
ner von mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbe-
zirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch 
für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Bewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nach-
zuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit 
dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeich-
ner/Unterzeichnerinnen bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der Wahlvor-
schlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht recht-
zeitig erbracht werden. 

 
2.4  Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 

mindestens 5 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, 
so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen. 

 
Dabei ist Folgendes zu beachten: 

 
-  Die Formblätter werden auf Anforderung vom 

Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung 
sind der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der 
Partei oder Wählergruppe, die den Vorschlag ein-
reichen will, bei Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen das Kennwort sowie 
Familienname, Vornamen und Wohnort des/der 
vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzu-
geben. Der Wahlleiter hat diese Angaben im Kopf 
der Formblätter zu vermerken. 

 
-  Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unter-

stützen, müssen dies auf dem Formblatt persön-
lich und handschriftliche unterschreiben; die An-
gaben zum Familiennamen, Vornamen, Tag der 
Geburt und zur Anschrift (Hauptwohnung) des Un-
terzeichners/der Unterzeichnerin sowie der Tag 
der Unterzeichnung sind vom Unterzeichner/von 
der Unterzeichnerin persönlich und handschriftlich 
auszufüllen. 

 
-  Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist 

auf dem Formblatt oder gesondert eine Beschei-
nigung seiner/ihrer Stadt/Gemeinde nach dem 
Muster der Anlage 15 zur KWahl0 beizufügen, 
dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
-  Ein Wahlberechtigter/eine Wahlberechtigte darf 

nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat je-
mand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so 
ist seine/ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlä-
gen ungültig. 

 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch 
den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig. 
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2.5.  Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

-  Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der 
Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12a zur 
KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahl-
vorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur 
KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsgemä-
ße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum 
Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für 
die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

 
-  Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Mus-

ter der Anlage 13 zur KWahlO; die Bescheinigung 
kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem 
Muster der Anlage 11a zur KWahlO erteilt werden. 

 
-  Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung der Bewerber/der Bewerberinnen 
mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebe-
nen Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifü-
gung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der 
Niederschrift und der Versicherung an Eides Statt 
einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet bei-
gefügt ist (s. auch 1.2 Abs. 8 dieser Bekanntma-
chung). 

 
-  Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 

Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine Be-
scheinigung über ihr Dienstverhältnis, falls der 
Wahlleiter dies zur Behebung von Zweifeln für er-
forderlich hält. 

 
3.  Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
3.1  Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt 

werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auftre-
ten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlge-
biet zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 

 
3.2  Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 

11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss ent-
halten: 

 
-  den Namen der Partei oder Wählergruppe, die die 

Reserveliste einreicht; 
 

-  Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, 
Geburtsort und Anschrift sowie Staatsangehörig-
keit der Bewerber/Bewerberin in erkennbarer Rei-
henfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 
13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr 
und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesell-
schaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäf-
tigt sind, anzugeben. 

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson enthalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass 
ein Bewerber/eine Bewerberin, unbeschadet der Rei-
henfolge im Übrigen, Ersatzbewer-
ber/Ersatzbewerberin für einen im Wahlbezirk oder für 
einen/eine auf einer Reserveliste aufgestellten Be-
werbers/Bewerberin sein soll. 

 
3.3  Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserve-

liste Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen/eine 
im Wahlbezirk oder für einen/eine auf der Reservelis-
te aufgestellten anderen Bewerber/aufgestellte ande-
re Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss 
die Reserveliste ferner enthalten: 

 
-  den Familien- und Vornamen des zu ersetzenden 

Bewerbers/Bewerberin; 
 

-  den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der 
Reserveliste, in dem oder unter der der/die zu er-
setzende Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist. 

 
3.4  Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-
tens 29 Wahlberechtigten persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein. Die Unterschriften sind auf 
amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 
14b zur KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der 
Formblätter ist der Name und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für 
die Unterzeichnung gelten Nr. 2.3 und Nr. 2.4 ent-
sprechend. 

 
3.5  Nr. 2.5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die 

Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerbe-
rinnen auf der Reserveliste nach dem Muster der An-
lage 11b oder einzeln nach dem Muster Anlage 12b 
zur KWahl0 abzugeben ist. Eine Bescheinigung der 
Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewer-
ber/Bewerberinnen gleichzeitig für einen Wahlbezirk 
aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbe-
zirksvorschlag beigefügt ist. 

 
Die Wahlvorschläge sind bis spätestens zu dem in § 15 
Abs. 1 Satz 1 KWahlG genannten Zeitpunkt (48. Tag vor 
der Wahl, 18.00 Uhr - Ausschlussfrist), beim Wahlleiter 
der Stadt Lage, Wahlamt-, Lange Straße 72 (Rathaus I), 
Zimmer 19 oder 29, 32791 Lage, einzureichen.  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können. 
 
Lage, 18.12.2013 
 
gez. Christian Liebrecht 
 
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung 
der Stadt Lage 

KrBl. Lippe 19.12.2013 
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Landesverband Lippe 
 
568 38. Sitzung der der Verbandsversammlung in 

der 15. Wahlperiode des Landesverbandes 
Lippe - Sondersitzung 

 
Die 38. Sitzung der der Verbandsversammlung in der 15. 
Wahlperiode des Landesverbandes Lippe - Sondersitzung -  
findet am 
 

Samstag, 21.12.2013, 10:00 Uhr 
 
statt. 
 
Sitzungsort:  Landesverband Lippe, Schlossstr. 

18, 32657 Lemgo, Sitzungssaal 
  
Tagesordnung 
 
Tagesordnungspunkte 
 

A. Nichtöffentlicher Teil 
 
 1.   Bericht der Verbandsvorsteherin 

 
B. Öffentlicher Teil, Beginn 11:00 Uhr 

 
 2.   Antrag der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die 

Grünen; Beauftragung einer PR-Agentur 
  
 3.   Antrag der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die 

Grünen; Umgang mit Sponsorengeldern 
 

KrBl. Lippe 19.12.2013 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,26 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


